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Geschäftszahl 

Ra 2016/17/0296 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/10/0071 B 9. November 2016 RS 1 

(hier nur erster und zweiter Satz) 

Stammrechtssatz 

Ein Versehen eines Angestellten eines Rechtsanwaltes ist dem Rechtsanwalt als Verschulden zuzurechnen, wenn 
der Anwalt die gebotene und ihm zumutbare Kontrolle gegenüber dem Angestellten unterlassen hat. Der 
bevollmächtigte Anwalt muss den Aufgaben, die ihm aus dem Bevollmächtigungsvertrag erwachsen, auch 
insoweit nachkommen, als er sich zu ihrer Wahrnehmung seiner Kanzlei als seines Hilfsapparates bedient. 
Irrtümer und Fehler der Kanzleiangestellten von berufsmäßigen Parteienvertretern ermöglichen dann eine 
Wiedereinsetzung, wenn sie trotz Einhaltung der beruflichen Sorgfaltspflichten des Anwaltes bei der Kontrolle 
seines Kanzleiapparates und trotz bisheriger objektiver Eignung und Bewährung der Kanzleiangestellten 
unterlaufen und dem Anwalt kein den minderen Grad der Versehens übersteigendes Verschulden vorzuwerfen ist 
(vgl. B 31. Jänner 2013, 2013/10/0002). 
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Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 
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